
ten. 4 Auf der anderen Seite wird das Fehlen einer juristisch definierten und konkreti¬
sierten Mitbestimmung beklagt. Insbesondere die revisionistische Richtung bemängelt -

wie damals auch viele Sozialdemokraten und Gewerkschaftler daß das Kontrollrats-
gesetz nicht die in der Weimarer Republik gewerkschaftlich erkämpften Rechte bein¬
haltete.5

Besonders kritisch äußert sich Siegfried Suckut. Seiner Einschätzung nach haben die
Militärregierungen die Arbeitnehmerinteressen eindeutig den Kapitalinteressen unter¬

geordnet und damit erneut bestätigt, daß die unternehmerische Privatinitiative die
Hauptantriebskraft des wirtschaftlichen Neuaufbaus in Deutschland bilden sollte. Er
weist aber auf die gestärkte Rolle der Gewerkschaften hin. Im Unterschied zum Wei¬
marer Betriebsrätegesetz sei es den Gewerkschaften ausdrücklich erlaubt worden, die
Betriebsratswählen wesentlich zu beeinflussen. Einmal sollte damit einer Verselb¬
ständigung der Betriebsrätebewegung entgegengewirkt werden, und zum anderen
entsprach die Stärkung der Gewerkschaften den sowjetischen Interessen. 6 Was die
Gestaltung des Gesetzes betrifft, so verweist Suckut auf einen britischen Entwurf und
auf die angloamerikanische Rechtstradition, die die Reduzierung des Wortlautes auf
wenige Grundaussagen erkläre. 7

Der Weg, ein Rahmengesetz zu schaffen und sich auf die Aufstellung allgemeiner
Grundsätze zu beschränken sowie auf die Ausgestaltung einer umfassenden Betriebs¬

verfassung zu verzichten, eröffnete den Besatzungsmächten in ihren Zonen bei der

Umsetzung der Mitbestimmung erhebliche Freiräume, so daß eine in dieser Frage

divergierende Entwicklung vorhersehbar war. Interessant ist es nun, die Rolle Frank¬

reichs innerhalb des Alliierten Kontrollrates zu betrachten. Das lange Jahre nicht zuletzt
durch Ernst Deuerlein geprägte Bild der die Einheit Deutschlands in Frage stellenden

und an extremer Föderalisierung interessierten Rolle Frankreichs ist gerade bei einer

genauen Analyse der französischen Haltung zur Sozialpolitik unhaltbar, wie auch die
französische Position zum Betriebsrätegesetz beweist. Frankreich plädierte grundsätz¬

lich für eine fortschrittliche Mitbestimmungsregelung, die zumindest an die entspre¬

chenden Bestimmungen desWeimarer Betriebsrätegesetzes anknüpfen sollte. Betriebs¬

räte sollten im Aufsichtsrat vertreten und eine regelmäßige Informationspflicht der

4 Dorothee Buchhaas, Gesetzgebung im Wiederaufbau. Schulgesetz in Nordrhein-Westfalen und

Betriebsverfassungsgesetz 1945-1952, Düsseldorf 1985, S.212. Auch: Christoph Klessmann, Die
doppelte Staatsgründung. Deutsche Geschichte 1945-1955, Göttingen 1982, S.133.

Angelika Jacobi-Bettien, Metallgewerkschaft Hessen 1945-1948, Marburg 1982, S.326-328.
6 Siegfried Suckut, Die Betriebsrätebewegung in der sowjetischen Besatzungszone (1945-1948),

Frankfurt a.M. 1982, S.433.
7 Ebd., S.434-436. Willi A. B o e 1 c k e behauptet, das Kontrollratsgesetz sei vom Stuttgarter

Gewerkschaftler Markus Schleicher beeinflußt worden. Ders., Sozialgeschichte Baden-Württembergs

1800-1989, Stuttgart 1989, S.354.
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